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161. 


Nachdem Seine Majeſtät der Kaiſer und König allergnädigſt geruht haben, mich zum Ober⸗ 


präfidenten der Provinz Brandenburg zu ernennen, habe ich die Dienſtgeſchäfte übernommen. 


Potsdam, den 17. März 1910. 
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Zentralbehörden. 
162. Auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
27. April 1891 (GS. S. 165) beſtimme ich in 
Abänderung der Bekanntmachung, betreffend die 
Sitze und Bezirke der Königlichen Gewerbe⸗ 
inſpektionen im Reglerungsbezuke Frankfurt a. O. 
dom 27. März 1908 (Amtsblatt der Kgl. Regierung 
S. 70 folgendes: 5 


Am 1. April 1910 wird für den Reglerungs⸗ 
bezirk Frankfurt a. O. eine neue Gewerbeinſpeknon 
mit dem Amtsſitz in Sorau errichtet. Gleichzeitig 
werden die Bezirke der Gewerbeinſpektionen des 
Reglerungsbezirks Frankfurt a. O. wie folgt ab: 
gegrenzt: 

1. Gewerbeinſpektion in Finſterwalde, umfaſſend die 

Kreiſe Calau und Luckau, 

2. Gewerbeinſpektion in Forſt i. L., umfaſſend 
den Stadtkreis Forſt, 

8. Gewerbeinſpektlon in Frankfurt a. O., um⸗ 
fafjend den Stadtkreis Frankfurt a. O und die 
1595 Lebus, Oſt⸗Sternberg und Weſt⸗Stern⸗ 

4. Gewerbeinſpektion in Guben, umfaſſend den 
Stadt- und den Landkreis Guben und die 
Kreiſe Croſſen und Züllichau⸗Schwiebus, 

5. Gewerbeinſpektion in Cottbus, umfaſſend den 
Stadt- und den Landkreis Cottbus und die 
Kreiſe Lübben und Spremberg, 

6. Gewerbeinſpektion in Küſtrin, umfaſſend die 
Kreiſe Königsberg N.⸗M. und Soldin, 

7. Gewerbeinſp ktion in Landsberg a. W., um⸗ 
faſſend die Kreiſe Arnswalde und Friedeberg N.⸗M. 
und den Stadt: und den Landkreis Landes 
berg a. W., 


Der Oberpräfident. von Conrad. 


8. Gewerbeinſpektion in Sorau, umfaſſend den 
Kreis Sorau. 

Berlin, den 12. März 1910. (J Bg. 942.) 
III 2317. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
163. Die Beſtimmungen unter Nr. 1 der in Aus⸗ 
führung des § 84 des Reichsgeſetzes vom 6. Fe⸗ 
bruar 1875 (R. G. Bl. S. 39) erlaſſenen Bekannt⸗ 
machung vom 17. Oktober 1899 (M. Bl. f. d. i. V. 
S. 188) werden hiermit, wie folgt, abgeändert: 

„Die höhere Verwaltungsbehörde, der nach 

88 2 bis 6 die Bildung der Standesamts⸗ 

bezirke, die Be-tellung der Standesbeamten und 

ſtellvertretenden Standesbeamten, ſowie die Er⸗ 
teilung der im 8 4 Abſ. 1 und 2 erwähnten 

Genehmigung zuſteht, iſt der Regierungspräſident 

im Stodtkreiſe Berlin der Onerpraſident“. 

Dieſe Beſtimmung tritt mit dem 1. April 1910 
in Kraft. 

Berlin, den 23. Februar 1910. (1 D 249). 
Der Juſtizminiſter. Der Minſter des Innern. 
Vegterungsprafident. 

(Regierung.) 

164. Es iſt neuerdings wiederholt darüber Klage 
geführt worden, daß Gemeindevornände, beſonders 
in den Landgemeinden, in der Erledigung der an 
an ſie gerichteten Erſuchen um Bekannimachung von 
Eheaufgeboten häufig ſäumig ſind und die Auf⸗ 
gebote nicht ſofort nach Ablauf der Aushangefriſt 
an die betreffenden Standesämter zurückſenden. 

Mit Rückſicht auf die ſehr unliebſamen Folgen, 
welche aus derartigen Verzögerungen entftehen können, 
mache ich den Gemeindebehörden des Bezirks ftreng 
zur Pflicht, die ihnen zur Veröffentlichung zugehen⸗ 
den Aufgebote alsbald nach ihrem Eingang aus⸗ 
zuhängen und nach Ablauf der Aushangefriſt un. 
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verzügli an die erſuchenden Standesbeamten zurück⸗ 
gelangen zu laſſen. 

Die Standesbeamten des Bezirkes werden an⸗ 
gewieſen, Verzögerungen in Rücksendung der Auf⸗ 
gebote, namentlich wenn den Beteiligten dadurch 
Nachteile entftehen, zur Kenntnis der Aufſichtsbehörde 
des betreffenden Gemeindevorſtandes zu bringen, um 
der Wiederholung gleicher Vorkommniſſe vorzubeugen. 

Die Herren Landräte wollen die ländlichen 
Gemeindevorſtände und Standesbeamten auf genaue 
Beachiung noch beſondere hinweiſen. 

Frankfurt a. O., den 17. März 1910. 

I D 232. Der Regierungepräſident. 
165. Den nachgeordneten Polizeibehörden wird 
zur Beachtung bekannt gegeben: 

Die Eifenbahndireftton Halle a. S. hat gebeten, 
ihr künftig von allen Bauvorhaben auf der 
Bahngrenze oder in gefahrdrohender Nähe der Eiſen⸗ 
bahn vor Erteilung der Baugenehmigung Mitteilung 
zu machen, um ihrerſeits eiwaige Schutzmaßnahmen 
ergreifen zu können. Die Betriebsinſpektionen der 
Eiſenbahndirektion Halle find angewieſen, ſich in 
ſolchen Fällen die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß dieſe 
Bedenken gegen die Bauausführung nicht erhoben hat. 

Ich erſuche die Polizeibehörden, in Zukunft 
bei allen Baugeſuchen der vorbezeichneten Art der 
zuftändigen Eiſenbahndirektion vor dem Abſchluß der 
baupocizeilichen Prüfung Anzeige zu machen und 
in wichtigen Fällen das Baugeſuch zur Einſicht⸗ 
nahme zu überjenden. 

Frankfurt a. O, den 12. März 1910. 

1 B 760, Der Regierungspräſident. 
166. Die unter II Ziffer 1 und 2 des Runderfaſſes 
vom 25. Juli 1898 — IB. 8961. MBl. S. 150 — 
(in der Faſſung des Runderlaſſes vom 24. März 1905 
Ve 5958/04, MBl. S. 57) angeführten Gründe, 
aus denen die Erteilung von Aus weispapieren ab⸗ 
gelehnt werden ſoll, ſind ſchon nach dem Wortlaut 
der obigen Vorſchrift (Vergl. II Ziff. 3) auch für 
die Verſagung von Staatsangehörigkeitsaus⸗ 
weiſen maßgebend. Aus dieſen Gründen auch Staats⸗ 
angehörigkeitsausweiſe zu verſagen, erſcheint zweck⸗ 
mäßig, weil den Inhabern derſelben nicht allein im 
Inl ande außerhalb Preußens, ſondern unter Um: 
ſtänden auch im Auslande, wo der Unterſchied zwiſchen 
Heimatſcheinen und Staatsangehörigkeitsausweiſen 
nicht immer bekannt ſein wird, durch ihren Befig 
der Aufenthalt erleichtert wird. 

Dagegen, daß ſteckbrieflich verfolgten Perſonen 
dann Hetmatſcheine und Staatsangehörigkeiisaus⸗ 
weiſe erteilt werden, wenn die betreffende Anklage⸗ 
oder die Strafoollſtreckungshehörde ſich auf Anfrage 
damit einverſtanden erklärt hat, iſt nichts einzuwenden. 

Die Beſcheinigungen der Ortspolizeibehörden über 
das Nichtdekanntſein von Ehehinderniſſen, die lediglich 
dazu beiitmmt find, Inländern die Eingehung der 
Ehe im Auslande zu ermöglichen, können als Aus⸗ 
weispapiere im Sinne der obigen Vorſchriften nicht 


angeſehen werden. Ihre Grietlung unterliegt daher 
auch nicht den dort vorgeſehenen Beſchränkungen. 

Berlin, den 3. März 1910 

Der Miniſter des Innern. 

Die Herrn Landräte und Overbürgermeifter 
mache ich auf vorſtehende Beſtimmungen zur künftigen 
Beachtung mit dem Hinzufügen aufmerkſam, daß die 
angezogenen Erlaſſe durch Verfügung vom 10. 8. 98 
I A. 5424 und vom 11. 3. 1905. 1 A. 2681 mitgeteilt 
find. Frankfurt a. O., den 14. März 1910. 

J A. 1150. Der Regterungspräſident. 
167. Der Turnlehrerverein der Mark Branden⸗ 
burg in Berlin hat beſchloſſen einen Spielkurſus 
für Damen, einen Turnkurſus für Damen, 
einen Spielkurſus für Herren, und zwar vom 
29. März bis zum 2. April d. Is. (Oſterwoche) 
in Berlin zu veranſtalten. 

Die Teilnahme an den Kurſen iſt frei für die 
Damen und Herren, die dem Verein wenigſtens 
bereits ein Jahr lang als Mitglied angehören. 
Andere Teilnehmerinnen u. Teilnehmer zahlen eine 
Anmeldegebühr von 5 Mark, die bei der gemein⸗ 
ſamen Eröffnung der Kurſe, Dienstag den 29. März 
nachmittags 2 Uhr, in der Turnhalle Prinzenſtr. 70, 
zu erlegen ſind. Die Teilnahme an beiden Damen⸗ 
kurſen iſt unmöglich. Die Beſucherinnen müſſen ſich 
für den einen oder anderen Kurſus entſcheiden. 

Anmeldungen ſind bis zum 22. März an den 
zweiten Kaſſenwart des Vereins, ſtädt. Lehrer 
Herrn A. Wrodlage, Berlin N. 37, Schönhauſer 
Allee 1731 zu richten find. Von der Notierung 
gibt der Verein Nachricht. 

Frankfurt a. O., den 16. März 1910. 

I. Bg. 811. Der Regierungspräſident. 
168. Die Zinsſcheine der preußiſchen Staats⸗ 
ſchuld und der Reichsſchuld werden vom 21. des 
dem Fälligkeitstermin vorangehenden Monats ab 
von den ſtaatlichen und den kommunalen Kaſſen, 
bei dieſen auf Staatsſteuern, in Zahlung genommen 
bezw. bei den Zineſcheineinlöſungeſtellen, Regierungss 
haupikaſſe, Kreiskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und 
Zollämtern, bezahlt. Auch können durch Vermittelung 
der Zineſcheineinlö ungsſtellen neue Zinsſcheinbogen 
kotenlos bezogen werden. Die erforderlichen Vor⸗ 
drucke zu den Verzeichniſſen werden unentgelllich 
abgegeben. 

Frankfurt a. O., den 15. März 1910. 

K 266. Königliche Regierung 

Nichtamtliches. 

169. Der Etat des Deichverbandes unterhalb 
Fürſtenberg a. O. für 1910 liegt während der Zeit 
vom 20. März bis einſchließlich 2. April d. Is. 
im Geſchäfiszimmer des Deichhauptmanns zu Amt 
Ziltendorf während der Geſchäftsſtunden zur Einſicht 
der Iniereſſenten öffentlich aus. 

Amt Zutendorf, den 15. März 1910. 

Der ſtelloertretende Deichhauptmann. 
Kleinau. 


— — — — 


170. 
Einnahmen 

A. 1. Ueberträge aus dem 
Vorjahr: 


a) Gewinn⸗Vortrag. 
b) Reſervefonds 
e) Extra⸗Reſerve 
d) Schaden⸗Reſerve II. 
e) Schaden⸗Reſerve W. 
1) Dispoſitionsfonds⸗Reſ. 
8) Nenten-Referve . . 
h) Dividenden = Referve 
1904 bis 1906 
1907 


1908 
) Zinſen⸗Reſerbe 
1904/05 5 
Abt. A. Haftpflicht: 
mien 


e 


a) Pr 
b) Prämien voraus⸗ 
Nein AR 
c) Aufnahmegebühren . 
d) Policegebühren 
e) Umſchreibegebühren 
Abt. B. Waſſer: 
a) Prämien 
b) Prämien voraus- 
bezahlt a 
c) Aufnahmegebühren 
d) Policegebühren na 
e) Umſchreibegebühren 
4. Abt. C. Einbruch- 
diebſtahl: 
a) Prämien 
b) Aufnahmegebühren 
c) Policegebühren 
Stempel: 

a) Hafipflicht 
b) Waſſerleitungeſchä 
denverſtg erung 
o) Einbruchdiebſtahloer⸗ 

i cherung * 
6. Kursgewinn 
7. Zinſen 
aus Bankguthaben, Hypo⸗ 
bheken u. Wertpapieren. 


— 


N 


171. 


1909 die weiteren von dem 20. 


der Schleſiſchen Landſchaft im Jahr 

Beſchlüſſe zu BI Nr. 9 und 10 un 
der Form, wie ſie vom 20. Generallandtage beſchloſſen 
ſind, hiermit landesherrlich genehmigen. 


Auf den Bericht vom 17. 
will Ich mit Bezug auf Meinen Erla 


Gewinn und Verluſt⸗Rechnung 
vom 1. Januar 1909 bis 31. Dezember 1909. 


32351088 


Januar d. J. 
ß vom 23, Juni 
Generallandtage 
e 1909 gefaßten 
d B II Nr. 13 in 


141229 13 


9417293 


518070 


B. 1. Schäden: 
) Haftpflicht gezahlt 
zurückgeſtellt 
b) Waſſerleitungsſchä⸗ 
denverſicherung gezahlt 
zurückgeſtellt 
2. Proviſionen: 
| a) Hafıpflidt . 
b) Waſſerleitungs⸗ 
ſchädenverſicherung. 
3. Verwaltungskoſten: 
Haftpflicht 
| a) eigentliche. 
b) Organiſation g 
4. Verwaltungskoſten: 
Waſſerleitungsſchäd. 
| a) eigentliche 5 
b) Organiſation. 
Stempel: 
a) Haftpflicht 
b) Waſſerleitungsſchä⸗ 
denverſicherung . 
c) Einbruchdiebſtahl 
6. Anteilſcheinzinſen 
7. Prämien, vorausbezahli 
| a) Haftpflicht. 
b) Waſſerleitungs⸗ 
ſchädenverſicherung 
8. Dispoſitionsfonds⸗ 
Reſerve: . 
9. Dividenden⸗Reſerve 
1904 bis 1906 
1907 
1908 
10. Zinſen⸗Reſerve 
l 1904 05 
. Kursverluſtt 
12. Inventarabſchreibung 
„Reſervefons 
Ueberſchuß 


Ausgaben. 


16108086 
4610886 
9487 43 
4482180 
2381115 


20156177 
346213 


34260 
3491025 


12254125 
612570 
787 78 


82150 
35 — 
205 — 


16/25 
791005 
20920 

120000 — 
40233146 


Die Verhandlung vom 14. Juli v. J. folgt 


anbei zurück. 


Berlin, den 24. Januar 1910. 
gez. Wilhelm R. 


ggez. Beſeler. 


von Arnim. 


An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und den Juſtizminiſter. 


so 


(Zu 170.) Aktiva. 


A. 1. Wechſel der Anteil⸗ 


ſcheininhaber 75000 — 
2. Darlehn auf Hypo⸗ 

theken er 133800! — 
3. Wertpapiere ' 1 92486|— ||| 
4. Guthaben bei Banken 1 77928050 
5. Bare Kaſſe | 2733052 
6. Inventar 1209.20 

Abſchreibung 209.20 | 1000 — 
7. Zinſen⸗Guthaben 2041187 


| 


Vermögendnachweis — Bilanz. 


Paſſtva. 
. Gewährleiſtungsfonds 175000 — 
Kapital⸗Reſervefonds 120000 — 
. Dispoſitions⸗Reſerve⸗ 
fonds 73773 
. Dividenden⸗Reſerve 
19041908 82.50 
. 35 .— 
1908 . 205 — 
. Zinjen:Referve 
1904/00 . ei 16125 
. Schaden Reſerve: H. 
einſchl. 2 Renten im 
Betrage von M. 22860 30000 — 
Schaden ⸗Reſerve: W. 300 — 
Prämien vorausbezahli 
a) Haftpflicht 12²⁵⁴ 25 
b) Waſſerleitungs⸗ 
ſchädenverſicherung 6125 70 
Ueberſchuß 4023346 
| 384989189 


|384989)89 | 


Berlin, den 10. März 1910. Märkiſche Hafipflicht-Verfiherungs-Gefelihaft a. G. zu Berlin. 


Die Direktion: 


Otto Eismann. F. Hück 


ſtedt. 


Der vorſtehende Nechnungsabſchluß und der Vermögensnachweis (Bilanz) für das elfte Geſchäftsjahr 
iſt von uns geprüft und mit den Büchern in Uebereinſtimmung gefunden worden. 


Berlin, den 1. März 1910. 
Die Reviſoren: gez. G. Hertzer. gez. G. Fude. 


Berlin, den 3. März 1910. 
Der Aufſichtsrat: Vorſitzender. gez. Julius Cohn. 


Die vorſtehende Gewinn⸗ und Verluſt⸗Rechnung, ſowie die Bilanz haben wir geprüft und richtig 


befunden. Berlin, den 2. März 1910. 


gez. Eugen Laskau. gez. Otto Müller. 


Ich beſcheinige die Uebereinſummung der umſeitigen Gewinn- und Verluſt⸗Rechnung und der voran⸗ 
ſtehenden Bilanz mit den Handelsbüchern der Märkiſchen Haftpflicht⸗Verſicherungs⸗Geſellſcaft a. G. 


Charlottenburg, Goetheſtr. 6, z. Zt. Berlin, den 3. März 1910. 


Stempel. 


Ernft Aren, öffentlich angeſtellter, beeidigter Bücherreviſor im Bezirk der Handelskammer zu Berlin. 


(Zu 171.) Beſchlüſſe des Zwanzigſten General⸗ 
landtages der Schleſiſchen Landſchaft im Jahre 1909. 
BI. Organiſche Beſtimmungen. - 
Nr. 9. Aenderung des Regulativs für 
die landſchaftlichen Wahlen. 
Zu Beſchluß Nr. XI des Generallandtages von 1846. 
Im Regulaıto für die landſchaftlichen Wahlen (General- 
landtagsbeſchluß Nr. XI von 1846) werden unter II Nr. 5 
1. in Satz 2 vor den beiden letzten Worten 
„gefunden werden“ die Worte „unter Hinzu⸗ 
rechnung der für dieſe in der Hauptwahl ab⸗ 
gegebenen ſchrifilichen Stimmen“, 
2. in Satz 3 hinter den Worten „fo findet“ die 
Worte „nach demſelben Verfahren“. 
3. in Satz 4 an Stelle des Wortes „ebenfalls“ 
das Wort „ebenſo“ 
eingefügt. 
Nr. 10. Kreditbewilligung durch den Landſchafts direktor. 
Zu Beſchluß Nr. 1 des Generallandtages von 1901. 
In dem Generallandtagebeſchluß Nr. 1 von 1901 
wird das Wort „fünfzehnfachen“ durch das Wort 
„zwanzigfachen“ erſetzt. 


II. Abſchätzungsgrundſätze. 

Nr. 13. Nachträgliche Abſchätzung zugetretener Flächen. 

Zu Nr. LXIXs der deklaratoriſchen Beſtimmungen 
von 1824 8 1 der Abſchätzungsgrundſätze von 1883, 
B Nr. 5 der Generallandtagebeſchlüſſe von 1895. 
„Wenn nachiräglich durch Abſchäzung der Wert zu⸗ 
getretener Flächen und ihr Emfluß auf die Taxe 
eines bereits geſchätzten Gutes ermittelt werden ſoll, 
fo kann dies, wenn die zugetreienen Flächen zuſammen 
nicht mehr als den zehnten Teil der Fläche des 
geſchätzten Gutes und nicht mehr als 25 Hektar 
betragen, nach dem Ermeſſen des Landſchaftsdirektors 
im Wege einer bloßen Taxrecherche geſchehen und 
hierbei die Taxe des geſchäßten Gutes um den Wert 
der zugetretenen Flächen erhöht werden. 

Vorſtehende Abſchriſt filmmt mit der Urſchrift 
wörtlich überein. 

Breslau, den 2. März 1910. 

Schleſiſche Tu e 
L. 


relherr von Tſchammer. 
Pförtner von der Hölle. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 83—86 (½ Bogen). 


